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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau- und Vergaberecht 

 
 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Zusatzhonorar wegen verlängerter 

Bauzeit – Worauf ist abzustellen? 
OLG Naumburg, Urteil vom 20.05.2025 –  

2 U 38/24 

 

 

Wird in einem Ingenieurvertrag, der 

auch Bauüberwachungsleistungen 

zum Gegenstand hat, ein zusätzliches 

Honorar für den Fall einer Überschrei-

tung der Bauzeit um mehr als 6 Mo-

nate vereinbart, so kommt es für die 

Bemessung der Bauzeit auf die abnah-

mereife Fertigstellung an. Dies ist in 

der Regel die Mitteilung durch die 

bauausführende Firmen, dass sie ein 

abnahmereifes Werk zur Abnahme an-

biete, zuzüglich einer angemessenen 

Frist für die Durchführung der Ab-

nahme. 

 

So die Entscheidung des OLG Naum-

burg. Der zusätzliche Vergütungsan-

spruch setzt voraus, dass die verein-

barte Bauzeit um mehr als 6 Monate 

überschritten wird. Mit „Fertigstel-

lung“ ist die Fertigstellung des Bau-

werks durch die Bauunternehmen ge-

meint. Es kommt weder auf die Über-

gabe der Wohnungen an Eigentümer 

oder Mieter, noch auf die tatsächliche  

Abnahme des Gewerkes an, sondern 

auf die abnahmereife Fertigstellung. 

Auch der Zeitraum der Mängelbeseiti-

gungsarbeiten bleibt außer Betracht. 

Zur Begründung führte das OLG aus, 

dass es den Parteien um die Kompen-

sation der verlängerungsbedingten 

Überwachungsmehraufwände ging. 

Wenn aber im Zeitraum zwischen ab-

nahmereifer Fertigstellung und der tat-

sächlichen Abnahme keine Ausfüh-

rungsarbeiten durchgeführt und über-

wacht werden mussten, entsteht auch 

kein kompensationsbedürftiger Mehr-

aufwand. 

 

Da in den im Umlauf befindlichen Ver-

tragsklauseln für Verlängerungshono-

rare immer die Möglichkeit zu erheb-

lichen Auslegungsspielräumen besteht 

und selten exakte Feststellungen ge-

troffen werden, ist dies eine Einzelfall-

entscheidung, da im Ingenieurvertrag 

die Bauzeit mit Baubeginn – Fertig-

stellung definiert wurde. (Dr. B) 
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Kann eine fehlerhafte Kostenbe-

rechnung korrigiert werden? 
OLG Naumburg, Urteil vom 20.05.2025 – 

2 U 38/24 

 

 

Eine fehlerhafte Kostenberechnung 

kann zwar nachträglich korrigiert 

werden, jedoch stets auf den Zeit-

punkt der Entwurfsplanung bezogen. 

 

Grundsätzlich ist für die Höhe der 

Vergütung für Architekten- oder In-

genieurleistungen die Kostenberech-

nung nach § 6 Abs. 1 HOAI maßge-

bend. Die Abkoppelung des Honorars 

von den tatsächlichen Baukosten war 

eines der Ziele der Novellierung der 

HOAI 2013. 

 

Zwar kann eine fehlerhafte Kostenbe-

rechnung korrigiert werden, die Kor-

rektur ist aber auf den Zeitpunkt der 

Entwurfsplanung zu beziehen. Nicht 

zu berücksichtigen sind hier z. B. 

Nachträge der ausführenden Unter-

nehmen, sofern sie nicht auf Pla-

nungsänderungen des Auftraggebers 

beruhen, ebenso die Preissteigerun-

gen etc. 

 

Ist allerdings die Kostenberechnung 

selbst „fehlerhaft“ gewesen, kann 

eine Korrektur zu einer Anpassung 

des Honorars führen. 

 

Begründung: 

 

Die Honorarberechnung nach der 

HOAI hat auf Grundlage einer objek-

tiv richtigen Kostenberechnung zu er-

folgen, d. h. auf Grundlage der Ent-

wurfsplanung mit zutreffenden Men-

genberechnungen und vertretbaren 

Kostenansätzen. Ist hierbei dem Auf-

tragnehmer ein Fehler unterlaufen, 

kann dieser korrigiert werden. Unbe-

rührt hiervon bleiben etwaige Män-

gelrechte des Auftraggebers, so z. B. 

Schadensersatz wegen nunmehr er-

forderlicher Finanzierungsmehrkos-

ten, die auf die fehlerhafte Kostenbe-

rechnung zurückzuführen sind. 

(Dr. B) 

 

 

Privates Baurecht 
 
 

Wertersatz bei Widerruf eines 

Verbraucher-Bauvertrages 
OLG Düsseldorf, Urteil vom 05.09.2025-22 

U 194/24 

 

 

Ein Auftraggeber bestellte einen 

Treppenlift für 15.900,- €. Bei einem 

Beratungstermin vor Ort wurde er 

über sein Widerrufsrecht belehrt. Zu-

sätzlich gab der Bauherr in einem ge-

sonderten Formular die Erklärung ab, 

dass die Klägerin mit den Leistungen 

noch während des Ablaufs der Wider-

rufsfrist beginnen solle. In dem For-

mular wurde er darüber belehrt, dass 

er Wertersatz für die bis zur Wider-

rufserklärung erbrachten Leistungen 

zahlen müsse, wenn er während der 

Leistungserbringung einen Widerruf 

erklärt. 

 

Nach Widerruf des Bauherren rech-

nete die Klägerin einen Betrag in 

Höhe von 9.540,00 € ab. Dabei han-

delte es sich um Vorbereitungshand-

lungen wie ein digitales Aufmaß, eine 

technische Zeichnung, die Produktion 

des Liftes usw. 

 

Das Landgericht war hier noch der 

Auffassung, der Bauherr müsse der 

beauftragten Firma Wertersatz 

i. H. v. 9.540,00 € wegen der 
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erbrachten Leistungen bis zum Wi-

derruf zahlen. Hingegen ist das OLG 

Düsseldorf der Auffassung, zu den er-

brachten Leistungen gehören bei ei-

nem vorzeitig durch Kündigung been-

deten Werkvertrag nur diejenigen Ar-

beiten, die sich zum Zeitpunkt der 

Kündigung im Bauwerk verkörpern 

bzw. die schon in das „Werk“ einge-

flossen sind. Nicht zu den erbrachten 

Leistungen gehören Vorbereitungen 

für die Ausführung des Werkes, wie 

etwa die Anlieferung von hergestell-

ten, aber noch nicht eingebauten Bau-

teilen oder Planungsunterlagen und 

Planungsleistungen. (SP) 

 
 

Vergaberecht 
 

 

Wenn der Konkurrent mitliest: 

Vertrauliche Angebotsinhalte als 

Risiko für den Ausschluss 
VK Südbayern, Beschluss vom 03.06.2025 – 

3194.Z3-3_01-25-23  

Fundstelle: IBRRS 2025, 2156 

 

 

Die VK Südbayern befasst sich in ih-

rer Entscheidung vom Juni 2025 mit 

dem Ausschlussgrund des § 124 Abs. 

1 Nr. 9b GWB im Hinblick auf die 

Angebotskalkulation. Nach § 124 

Abs. 1 Nr. 9b GWB können öffentli-

che Auftraggeber unter Berücksichti-

gung des Grundsatzes der Verhältnis-

mäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 

Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von 

der Teilnahme an einem Vergabever-

fahren ausschließen, wenn das Unter-

nehmen versucht hat, vertrauliche In-

formationen zu erhalten, durch dies es 

unzulässige Vorteile beim Vergabe-

verfahren erlangen könnte. Die VK 

Südbayern hält es für möglich, dass 

dieser Ausschlussgrund erfüllt sein 

kann, wenn ein Unternehmen die 

erlangte Kenntnis vertraulicher Ange-

botsinhalte von direkten Konkurren-

ten aus anderen Vergabeverfahren bei 

der Erstellung des eigenen Angebotes 

nutzt. 

 

Im streitgegenständlichen Vergabe-

verfahren schrieb der öffentliche Auf-

traggeber (Antragsgegner) einen Bau-

auftrag im offenen Verfahren europa-

weit aus. Alleiniges Zuschlagskrite-

rium war der Preis. Sowohl die An-

tragstellerin als auch die Beigeladene 

reichten jeweils ein Angebot ein. Das 

Angebot der Beigeladenen war nur 

geringfügig günstiger als das der An-

tragstellerin. Nur eine Woche vor 

dem Submissionstermin dieses Ver-

fahrens hatte die Antragstellerin be-

reits in einem anderen Vergabever-

fahren – durchgeführt von einem an-

deren öffentlichen Auftraggeber – 

ebenfalls ein Angebot abgegeben. Die 

Angebotsprüfung in diesem Verfah-

ren wurde durch ein Planungsbüro 

(eine GmbH & Co. KG) durchgeführt. 

Im Rahmen dieser Prüfung stellte eine 

Mitarbeiterin des Planungsbüros ver-

schiedene Aufklärungsfragen an die 

Antragstellerin. Besonders relevant 

ist dabei folgender Umstand: Die 

Komplementär-GmbH des Planungs-

büros und die Beigeladene werden 

von denselben Geschäftsführern ge-

leitet. Die Antragstellerin sieht hierin 

eine Wettbewerbsverzerrung. Sie 

trägt vor, dass die Bieterlisten in bei-

den Verfahren nahezu identisch seien. 

Aufgrund der Angebotsprüfung durch 

das Planungsbüro sei es dem Ge-

schäftsführer der Beigeladenen – in 

seiner Doppelfunktion – möglich ge-

wesen, bereits vor Abgabe seines ei-

genen Angebotes im streitgegen-

ständlichen Verfahren die konkreten 

Angebotspreise der Mitbewerber zu 

kennen. Der Rüge der Antragstellerin 
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wurde nach Prüfung des öffentlichen 

Auftraggebers nicht abgeholfen. Da-

raufhin reiche die Antragstellerin ei-

nen Nachprüfungsantrag ein.  

 

Im Zuge der Sachverhaltsermittlung 

wurde festgestellt, dass dem Ge-

schäftsführer beider Unternehmen 

(der Beigeladenen und der Komple-

mentär-GmbH des Planungsbüros) 

die Submissionsergebnisse sowie die 

Formblätter 221 und 222 bekannt wa-

ren. Die Urkalkulation der Antragstel-

lerin lag ihm nach eigenen Aussagen 

jedoch nicht vor. 

 

Die Vergabekammer Südbayern geht 

allerdings davon aus, dass zumindest 

die mit der Angebotsprüfung betraute 

Mitarbeiterin des Planungsbüros auf-

grund ihrer Tätigkeit Einsicht in das 

Formblatt 223 der Antragstellerin 

hatte, welches eine detaillierte Auf-

gliederung der Einheitspreise enthält. 

Dies kommt einer Kenntnis der Ur-

kalkulation weitgehend gleich. 

 

Zum Zeitpunkt der Entscheidung 

durch die Vergabekammer war je-

doch nicht geklärt, ob die Beigela-

dene die Kenntnis der Mitarbeiterin 

bei der Erstellung ihres Angebots im 

streitgegenständlichen Verfahren tat-

sächlich genutzt hat. Ebenso ist offen, 

welche Personen innerhalb des Unter-

nehmens der Beigeladenen vor dem 

Submissionstermin überhaupt Zu-

gang zu den Kalkulationsdaten der 

Antragstellerin aus dem vorherigen 

Vergabeverfahren hatten. 

 

Organisatorische Vorkehrungen, um 

einen möglichen Informationsfluss 

zwischen dem Planungsbüro und der 

Beigeladenen zu verhindern, bestan-

den nach eigener Aussage der Beige-

ladenen nicht. Ein solches 

Abschottungskonzept halte man dort 

auch nicht für erforderlich, da sich die 

Beigeladene nach eigener Darstellung 

grundsätzlich nicht an Ausschreibun-

gen beteilige, bei denen das Planungs-

büro die Ausschreibungsunterlagen 

erstellt habe. Zudem argumentiert die 

Beigeladene, dass die Kenntnis von 

Formblättern aus einem früheren Pro-

jekt keinen relevanten Vorteil bei der 

Kalkulation eines späteren Auftrags 

verschaffen könne – insbesondere 

dann, wenn sich die Projekte in ihren 

planerischen Anforderungen unter-

scheiden. 

 

Mit ihrem Beschluss verpflichtet die 

Vergabekammer den öffentlichen 

Auftraggeber zu einer umfassenden 

Aufklärung. Es soll ermittelt werden, 

ob und in welchem Umfang Personen 

bei der Beigeladenen Zugang zu ver-

traulichen Angebotsinhalten aus dem 

früheren Vergabeverfahren hatten – 

und ob diese Informationen möglich-

erweise bei der Erstellung des Ange-

botes im aktuellen Verfahren verwen-

det wurden. Nach § 124 Abs. 1 Nr. 9b 

GWB kann ein Unternehmen nämlich 

bereits dann vom Vergabeverfahren 

ausgeschlossen werden, wenn es ver-

sucht hat, sich vertrauliche Informati-

onen zu verschaffen, die ihm im Wett-

bewerb einen Vorteil verschaffen 

könnten. Ein konkreter Nachweis, 

dass diese Informationen tatsächlich 

genutzt wurden, ist nicht erforderlich 

– es reicht bereits die Möglichkeit ei-

nes daraus resultierenden Wettbe-

werbsvorteils. 

 

Auch wenn bei Bauaufträgen die Na-

men der Bieter und die Endbeträge 

der Angebote bekanntgegeben wer-

den, handelt es sich bei den Angaben 

zur Kalkulation in den Formblättern 

221, 222 und 223 des 
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Vergabehandbuches um vertrauliche 

Angebotsinhalte i. S. d. § 5 Abs. 1 S. 

2 VgV, die der öffentliche Auftragge-

ber vertraulich zu behandeln hat. Die 

Vergabekammer betont in diesem Zu-

sammenhang ausdrücklich, dass auch 

frühere Kalkulationsunterlagen in 

späteren Verfahren wettbewerbsrele-

vant sein können – insbesondere 

dann, wenn die Leistungsverzeich-

nisse inhaltlich vergleichbar oder 

ähnlich sind.  

 

Ergänzend weist die Vergabekammer 

darauf hin, dass die Antragsgegnerin 

im Lichte der aktuellen Rechtspre-

chung des EuGH (vgl. EuGH, Urteil, 

vom 13.06.2025 – Rs. C-415/23) auch 

zu prüfen hat, ob der Gleichbehand-

lungsgrundsatz im konkreten Fall 

noch gewahrt ist. Maßgeblich ist hier-

bei, ob Personen, die möglicherweise 

Kenntnis von vertraulichen Kalkulati-

onsbestandteilen der Antragstellerin 

aus dem vorherigen Vergabeverfah-

ren hatten, direkt oder indirekt an der 

Angebotserstellung im streitgegen-

ständlichen Verfahren beteiligt wa-

ren. Nach ständiger EuGH-Recht-

sprechung ist der öffentliche Auftrag-

geber verpflichtet, während des ge-

samten Vergabeverfahrens für die 

Einhaltung der Gleichbehandlung zu 

sorgen und etwaige Interessenkon-

flikte zu erkennen, zu verhindern und 

aufzuklären. Dies gilt auch dann, 

wenn lediglich die Möglichkeit eines 

Informationsvorsprungs besteht, etwa 

durch verbundene Unternehmen oder 

frühere Mitarbeiter.  

 

Dieser Rechtsgedanke ist nach Auf-

fassung der Vergabekammer auch auf 

die vorliegende Fallkonstellation an-

zuwenden. Vorliegend kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass die Bei-

geladene dadurch einen 

ungerechtfertigten Vorteil erlangt 

habe könnte, insbesondere durch ei-

nen unzulässigen Einblick in die Kal-

kulation der Konkurrenz über die 

Formblätter 221 bis 223.  

 

Auswirkungen für die Praxis: 

 

Der Fall verdeutlicht die zentrale Be-

deutung des Schutzes vertraulicher 

Angebotsinhalte sowie der strikten 

organisatorischen Trennung zwischen 

verbundenen Unternehmen im Verga-

beverfahren. Öffentliche Auftragge-

ber stehen in der Pflicht, potenzielle 

Interessenkonflikte konsequent auf-

zuklären – bereits die bloße Möglich-

keit eines unzulässigen Wettbewerbs-

vorteils kann einen Ausschluss nach 

§ 124 Abs. 1 Nr. 9b GWB rechtferti-

gen. 

 

Die Entscheidung wirft zudem wei-

terreichende Fragen auf, insbesondere 

im Hinblick auf gesellschaftsrechtlich 

und personell eng verflochtene Unter-

nehmensstrukturen. Kritisch wird es 

etwa dann, wenn die Geschäftsfüh-

rung eines Planungsbüros zugleich 

die eines bauausführenden Unterneh-

mens ist. In solchen Konstellationen 

stellt sich auch die Frage, wie eine 

sachgerechte Preisprüfung durch das 

Planungsbüro erfolgen soll, wenn ver-

trauliche Angebotsinhalte eigentlich 

nicht übermittelt werden dürfen – ins-

besondere dann, wenn dem Auftrag-

geber die personellen oder gesell-

schaftsrechtlichen Verflechtungen 

bekannt sein müssten. 

 

Gleichzeitig ist zu betonen, dass der 

Schutz des Wettbewerbs und die 

Wahrung fairer Marktbedingungen 

zentrale Prinzipien des Vergaberechts 

bleiben. Es darf nicht dazu kommen, 

dass einzelnen Bietern Einblicke in 
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die Kalkulationen der Konkurrenz er-

möglicht werden – sei es direkt oder 

indirekt über verbundene Unterneh-

men. Die Vertraulichkeit von Ange-

botsinhalten ist daher nicht nur forma-

ler Selbstzweck, sondern ein wesent-

liches Instrument zur Sicherung eines 

gleichberechtigten und transparenten 

Wettbewerbs. 

 

Damit rückt auch die Prüfungspflicht 

der öffentlichen Auftraggeber stärker 

in den Fokus: Wie weit reicht diese, 

um etwaige Interessenkonflikte zu er-

kennen oder auszuschließen? Und 

wie lässt sich dies in der Praxis ver-

lässlich umsetzen? Die künftige 

Handhabung solcher Konstellationen 

bleibt mit Spannung zu beobachten. 

(IF) 

 
 

Interimsaufträge sind zusammen-

zurechnen 
VK Thüringen, Beschluss vom 24.04.2025 - 

5090-250-4003-500 

 

 

Die VK Thüringen (Beschl. v. 

24.04.2025 – 5090-250-4003-500) 

hat entschieden, dass ein einheitlicher 

Beschaffungsbedarf nicht in mehrere 

nationale Interimsvergaben aufgeteilt 

werden darf, wenn dadurch der EU-

Schwellenwert unterschritten werden 

soll. Im zugrunde liegenden Fall hatte 

der Auftraggeber Winterdienstleis-

tungen im Ilm-Kreis wegen eines lau-

fenden Nachprüfungsverfahrens 

nacheinander interimsweise vergeben 

(11.10.–03.11.2024, 04.11.2024–

19.01.2025, 20.01.–30.04.2025). Die 

Kammer stellte klar, dass diese drei 

Aufträge funktional einen einheitli-

chen Beschaffungsbedarf darstellten: 

identischer Leistungsgegenstand, 

zeitliche Anschlussvergabe zur 

Überbrückung bis zur Hauptvergabe, 

inhaltlicher und wirtschaftlicher Zu-

sammenhang. Damit waren die Auf-

tragswerte zu addieren. Der maßgeb-

liche Schwellenwert von 221.000,- € 

netto wurde überschritten, sodass ein 

EU-weites Vergabeverfahren zwin-

gend erforderlich gewesen wäre. 

 

Besonders hervorgehoben wurde die 

Pflicht zur ordnungsgemäßen Auf-

tragswertschätzung nach § 3 VgV. 

Diese muss realistisch, vollständig 

und objektiv erfolgen. Altverträge 

können als Anhaltspunkt dienen, dür-

fen aber nicht alleinige Grundlage der 

Prognose sein. Zudem sprach gegen 

die Plausibilität, dass ein Angebot im 

streitgegenständlichen Verfahren be-

reits oberhalb des Schwellenwerts 

lag. Durch die Aufteilung in mehrere 

Interimsaufträge hat der Auftraggeber 

gegen das Umgehungsverbot des § 3 

Abs. 2 VgV verstoßen. Auch der Hin-

weis auf Dringlichkeit konnte nicht 

überzeugen, da unionsrechtlich zuläs-

sige Verfahren mit verkürzten Fristen 

zur Verfügung gestanden hätten. 

 

Die Vergabekammer stellte das Ver-

fahren nach übereinstimmenden Erle-

digungserklärungen zwar ein, legte 

die Kosten aber dem Auftraggeber 

auf, da er nach summarischer Prüfung 

in der Sache unterlegen gewesen 

wäre. Für die Praxis bedeutet das: In-

terimsvergaben müssen als einheitli-

cher Auftrag betrachtet werden, wenn 

sie denselben Bedarf betreffen und in-

haltlich sowie zeitlich zusammenhän-

gen. In solchen Fällen ist eine EU-

weite Ausschreibung zwingend. (GS) 

 

 

 

Regensburg / Passau 

im September 2025 


